
Artikel 24

(1) Jeder Bürger hat das Recht auf gleichen, unentgeltlichen 
Zugang zu den öffentlichen Bildungs- und Ausbildungseinrich­
tungen. In dieses Recht kann nur durch Gesetz oder aufgrund 
eines Gesetzes eingegriffen werden.

(2) Es besteht eine mindestens zehnjährige allgemeine Schul­
pflicht. Die Schule hat die Fähigkeiten und Begabungen der 
Schüler zu fördern. Das Schulwesen muß die Offenheit und 
Durchlässigkeit der Bildungsgänge gewährleisten.

(3) Der Staat fördert die Einrichtung und Unterhaltung von Kin­
derkrippen und Kindergärten sowie Schulhorten.

(4) Für den Schulbesuch können andere als staatliche Schulen 
gewählt werden, die vom Gesetz festgelegten Mindestnormen 
entsprechen. Die Einrichtung von Privatschulen darf nicht zur 
Sonderung der Schüler nach den Einkommensverhältnissen der 
Eltern führen. Die Privatschulen haben Anspruch auf öffentliche 
Finanzierung, soweit dadurch der Vorrang des öffentlichen 
Schulwesens nicht gefährdet wird.

(5) Schüler und Studenten haben Anspruch auf staatliche Aus­
bildungsförderung nach Maßgabe des Gesetzes.

Artikel 25

(1) Jeder Bürger hat das Recht auf angemessenen Wohnraum. 
Es ist ein gesetzlicher Kündigungsschutz vorzusehen. Bei der 
Abwägung der Interessen des Nutzers und des Eigentümers der 
Wohnung ist der überragenden Bedeutung der Wohnung für die 
Führung eines menschenwürdigen Lebens besonderes Gewicht 
beizumessen. Eine Räumung darf nur vollzogen werden, wenn 
Ersatz zur Verfügung steht.

(2) Der soziale Wohnungsbau ufld die Wohnungserhaltung sind 
staatlich zu fördern. Der Staat ist besonders zur Förderung des 
Baus alters- und behindertengerechten Wohnraums verpflichtet.
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